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Drucksache V/485 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 31. März 1966 

II/l — 68070 — 5333/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Beamtenrecht in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinsdiaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG und der Kommission der EAG 
für 

eine Verordnung der Räte zur Änderung der Verordnung 
über die Gemeinschaftssteuer. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG und des Herrn Präsidenten der Kom- 
mission der EAG vom 15. März 1966 dem Herrn Präsidenten 
der Räte übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfacb 821, GoethestraBe 54, Tel. 6 35 51 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Dnidcsadie Y/485 


Vorschlag einer Verordnung der Räte 
zur Änderung der Verordnung über die Gemeinschaftssteuer 

(Von der Kommission den Räten vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
ATOMGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und den Vertrag 
zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, 
insbesondere auf die Protokolle über die Vorrechte 
und Befreiungen dieser Gemeinschaften, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 32 (EWG), 12 
(EAG) zur Festlegung der Bestimmungen und des 
Verfahrens für die Erhebung der in Artikel 12 Ab- 
satz 1 des Protokolls über die Vorrechte und Be- 
freiungen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemeinschaft vorgesehe- 
nen Steuer zugunsten der Gemeinschaft, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommissionen und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Um unterschiedliche Auslegungen zu vermeiden, 
erscheint es zweckmäßig, die Tragweite von Arti- 
kel 3 Absatz 4 Unterabsatz 2 der Verordnung über 
die Gemeinschaftssteuer zu präzisieren. 

Gemäß Artikel 106 des Statuts der Beamten der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
wird der Ausgleichsbetrag, dem diese Beamten 
unterliegen, auf der Grundlage der Verordnung zur 
Festlegung der Bestimmungen und des Verfahrens 
für die Erhebung der Steuer und ihrer Durchfüh- 
rungsverordnungen berechnet und erhoben, soweit 
diese von den Räten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemein- 


schaft im Einvernehmen mit dem Ausschuß der 
Präsidenten der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl erlassen worden sind; dieser Aus- 
schuß hat mit der vorliegenden Verordnung zur Än- 
derung der Verordnung zur Festlegung der Bestim- 
mungen und des Verfahrens für die Erhebung der 

Steuer zugunsten der Gemeinschaft am 

zugestimmt — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


A r t i k e 1 1 

Die Bestimmungen von Artikel 3 Absatz 4 Unter- 
absatz 2 der Verordnung Nr. 32 (EWG), 12 (EAG) 
zur Festlegung der Bestimmungen und des Verfah- 
rens für die Erhebung der Steuer zugunsten der 
Gemeinschaft werden durch nachstehende Bestim- 
mungen ersetzt: 

„Für jedes unterhaltsberechtigte Kind des Steuer- 
pflichtigen sowie für jede einem unterhaltsberech- 
tigten Kind gleichgestellte Person wird außerdem 
ein Betrag abgesetzt, der der doppelten Höhe der 
Zulage für unterhaltsberechtigte Kinder entspricht." 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Für die Räte 
Der Präsident 
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